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tung ist naturgemäß nicht abschließend) eine entsprechende 
Gegenüberstellung zu einem bestimmten Stichtag, so wird 
man sich hiermit in jedem Fall ernsthaft auseinandersetzen 
müssen. Ob allerdings der isolierte Vorwurf der unterlas-
senen Bilanzerstellung eine Durchsuchung rechtfertigt, die 
möglicherweise überhaupt erst hinreichende Tatsachenfest-
stellungen insoweit ermöglichen könnte, wird man in den 
allermeisten Fällen wohl bezweifeln dürfen. Auch dieses 
praktische „Problem” – zumindest wohl aus Sicht der Ermitt-
lungsbehörden – kann aber eben nicht die Überdehnung der 
betreffenden Tatbestände contra legem rechtfertigen, um 
so ein minimalistisches Ermittlungsprogramm anhand (ggf. 
nicht) veröffentlichter Abschlüsse zu ermöglichen.

V. Zusammenfassung

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass den §§ 283 Abs. 1 
Nr. 7 Buchst. b, 283b Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StGB angesichts 
des klaren Gesetzeswortlauts ein enger, am Handelsrecht 
orientierter Bilanzbegriff zugrunde zu legen ist – und sich 
ein Abstellen auf den Jahresabschluss mithin verbietet. Ent-

sprechenden Versuchen, die Strafbarkeit durch eine Über-
dehnung des Bilanzbegriffs contra legem auszuweiten, ist 
entschieden entgegenzutreten.

Damit wird zugleich auch der verbreiteten Praxis der Ermitt-
lungsbehörden, sich zur (vermeintlichen) Beweisführung auf 
die Heranziehung verspätet veröffentlichter Jahresabschlüs-
se oder eine (aus dem Bundesanzeiger ersichtliche) Nicht-
veröffentlichung des Jahresabschlusses zu beschränken, die 
Grundlage entzogen.

Der Verteidiger oder strafrechtliche Berater ist in Insolvenz-
strafverfahren häufig gefordert, derartigen Fehlentwicklun-
gen – die nicht selten auf ein mangelndes Problembewusst-
sein auf Seiten der Ermittlungsbehörden zurückzuführen 
sein mögen – möglichst frühzeitig entgegenzuwirken. Gerade 
mit Blick auf einen ungleich höheren Ermittlungsaufwand, 
der mit der Zugrundelegung eines engen Bilanzbegriffs re-
gelmäßig einhergehen wird, kann es hier gelingen, die Be-
reitschaft der Staatsanwaltschaft, eine im Interesse des Man-
danten liegende Verfahrensweise in Betracht zu ziehen, nicht 
unwesentlich zu erhöhen.

Rechtsanwalt Dr. Manuel Lorenz und Rechtsanwalt 
Dr. Christian Rathgeber, Mag. rer. publ., beide Mainz.1

Keine Ahndung des Abschluss-
prüfers durch die BaFin für 
sonstige Verstöße gegen das 
Berufsrecht

I. Einleitung

Der Prozess der Abschlussprüfung unterliegt einer Vielzahl 
gesetzlicher und untergesetzlicher Vorschriften. Diese ent-
stammen verschiedenen Regelungskreisen mit jeweils eige-
nen Zwecken und Schutzrichtungen und ihre Einhaltung 
wird von unterschiedlichen Behörden und Körperschaften 
überwacht. So unterliegen die beteiligten Wirtschaftsprü-
fer der Berufsaufsicht durch die Wirtschaftsprüferkammer 
(WPK) sowie – bei Prüfungsmandaten von Unternehmen 
von öffentlichem Interesse – durch die Abschlussprüferauf-
sichtsstelle (APAS) beim Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle (BAFA). Als Teil der Bilanzkontrolle haben sie 
die Berichte über die Prüfung des Jahres- bzw. Konzernab-
schlusses teilweise auch bei der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin) einzureichen. Verletzungen 
sowohl der Pflichten über die Prüfungsinhalte als auch über 
den formalen Umgang mit den Prüfungsberichten können zu 
Sanktionen führen.

Mitunter kann es jedoch im Rahmen laufender Verfahren 
erforderlich sein, die Zuständigkeiten einzelner Aufsichts-

behörden präzise nachzuvollziehen und – wo erforderlich –  
deren Grenzen aufzuzeigen. Eine aus der Praxis bekann-
te Konstellation betrifft etwa den Versuch der BaFin, über 
die Blankettvorschrift des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG i.V.m. 
§ 26 Abs. 1 S. 3 KWG nicht nur das nicht rechtzeitige Ein-
reichen des Prüfungsberichts durch den Abschlussprüfer zu 
bebußen. Vielmehr wird die Vorschrift wegen der Formulie-
rung „nicht richtig” in der Verweisungsnorm des § 56 Abs. 2 
Nr. 11 b) KWG überdies als Einfallstor für die Ahndung und 
Bebußung etwaiger Verstöße gegen das Berufsrecht der Ab-
schlussprüfer gedeutet. Die nachfolgenden Ausführungen 
werden zeigen, dass diese Deutung wegen Verstoßes gegen 
den Bestimmtheitsgrundsatz verfassungswidrig ist. Die Blan-
kettvorschrift des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG i.V.m. § 26 Abs. 1 
S. 3 KWG erfasst – trotz der sprachlichen Ungenauigkeiten in 
der Verweisungsnorm – ausschließlich die nicht unverzügli-
che Einreichung des Prüfungsberichts. Darüber hinaus lassen 
sich auf diese Vorschrift keine ahndbaren Vorwürfe stützen.

II. Problemaufriss

Die Verpflichtung des Abschlussprüfers zur Einreichung des 
Prüfungsberichts bei der BaFin ergibt sich aus § 26 Abs. 1 S. 
3 KWG. Darin heißt es: 

„Der Abschlussprüfer hat den Bericht über die Prüfung des 
Jahresabschlusses (Prüfungsbericht) unverzüglich nach Be-
endigung der Prüfung der Bundesanstalt und der Deutschen 
Bundesbank einzureichen.”

1	 RA Dr. Manuel Lorenz und RA Dr. Christian Rathgeber sind Partner 
	 der auf Wirtschafts- und Steuerstrafrecht spezialisierten Sozietät 
	 Knierim & Kollegen in Mainz und verteidigen u. a. regelmäßig in 
	 berufsaufsichtlichen Verfahren.
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Für den Konzernabschlussprüfer gilt folgende inhaltsgleiche 
Verpflichtung aus § 26 Abs. 4 S. 3 KWG, die deshalb nach-
folgend nicht gesondert behandelt wird:

„Der Konzernabschlussprüfer hat die Prüfungsberichte über 
die in den Sätzen 1 und 2 genannten Konzernabschlüsse und 
Konzernlageberichte unverzüglich nach Beendigung seiner 
Prüfung bei der Bundesanstalt und der Deutschen Bundes-
bank einzureichen.”

Um die ordnungsgemäße Erfüllung dieser Einreichungs-
pflicht sicherzustellen, können Verstöße gemäß § 56 Abs. 2 
Nr. 11 b) KWG mit einem Bußgeld geahndet werden:

„Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig […] 
entgegen § 26 Absatz 1 Satz 1, 3 oder 4 oder Absatz 3 eine Fi-
nanzinformation, eine Risikotragfähigkeitsinformation, einen 
Jahresabschluss, einen Lagebericht, einen Prüfungsbericht, 
einen Konzernabschluss oder einen Konzernlagebericht 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
einreicht.” (Hervorhebungen hinzugefügt)

Vor allem der hier benutzte unbestimmte Rechtsbegriff 
„nicht richtig” führt zu erheblicher Unsicherheit. Denn in der 
Praxis legen Aufsichtsbehörden ihn mitunter dahingehend 
aus, dass ein Prüfungsbericht (auch) dann „nicht richtig” ein-
gereicht wurde, wenn im Rahmen der Prüfung (vermeintlich) 
gegen Vorschriften der Wirtschaftsprüferordnung (WPO) 
oder die einschlägigen Prüfungsstandards verstoßen wurde. 
Aus diesem Verständnis leitet insbesondere die BaFin immer 
wieder eine eigene Zuständigkeit für die Sanktionierung sol-
cher Verletzungen des Berufsrechts gemäß § 56 Abs. 2 Nr. 11 
b) KWG i.V.m. § 26 Abs. 1 S. 3 KWG ab.

III. Blankettgesetze

Die Bußgeldtatbestände des KWG sind sämtlich als sog. 
Blankett-Tatbestände ausgestaltet.

1. Systematik der Blankettgesetze

Blankettnormen bezeichnen Vorschriften, die ausschließ-
lich bestimmte Rechtsfolgen festlegen und die strafbewehrte 
Verhaltensnorm nicht selbst beinhalten. Vielmehr wird zur 
Bestimmung der Tatbestandsvoraussetzungen auf andere 
Vorschriften, sog. Ausfüllungsnormen, verwiesen. Damit be-
schreibt die Blankettnorm, anders als der klassische Straf-
tatbestand, das tatbestandliche Unrecht nicht bereits selbst 
inhaltlich, sondern enthält nur die Strafdrohung.2 Sanktions- 
und Ausfüllungsnorm sind dabei vollständig getrennt.3 Auch 
die konkrete Schutzrichtung der Sanktionsvorschrift ergibt 
sich erst aus der jeweils in Bezug genommenen Verhaltens-
norm.4 Der Gesetzgeber verwendet diese Gesetzestechnik 
aus Gründen der Vereinfachung der Tatbestandsformulie-
rung und um die Änderung der Strafnorm zu erleichtern.

2. § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG als Blankettgesetz

Auch der § 56 KWG stellt nach ganz einhelliger Auffassung 
einen solchen Blankett-Tatbestand dar. § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) 
KWG knüpft also an eine schuldhafte Zuwiderhandlung ge-
gen die in § 26 Abs. 1 S. 1, 3 und 4 KWG sowie in § 26 Abs. 3 

KWG normierten Handlungsgebote an, ohne selbst einen ei-
genständigen, aus sich heraus verständlichen Tatbestand zu 
normieren. Erst ein Zusammenlesen des Bußgeldblanketts 
und der Ausfüllungsnorm – hier des § 26 Abs. 1 S. 3 KWG – 
ergibt, wer tauglicher Täter dieser Ordnungswidrigkeit sein 
kann (der „Abschlussprüfer” im Sinne der Norm) und worin 
das mit Bußgeld bedrohte Verhalten besteht, nämlich darin, 
dass dieser es unterlässt, den Prüfungsbericht nach Been-
digung der Prüfung in der geforderten Weise einzureichen.

IV. Anforderungen der Verweisungsnorm

Aus der Eigenschaft als Blankettgesetz folgt, dass § 56 Abs. 
2 Nr. 11 b) KWG nur Art und Maß der Sanktion bestimmt 
und im Übrigen anordnet, dass diese Sanktion denjenigen 
trifft, der die Verhaltenspflicht aus der Bezugsnorm verletzt.5 
Das vom Normadressaten verlangte Verhalten muss folglich 
aus § 26 Abs. 1 S. 3 KWG ersichtlich sein. Diese Bezugsnorm 
richtet sich an die Abschlussprüfer. Ihnen obliegt die Auf-
gabe, die Jahresabschlüsse von Kredit- und Finanzdienst-
leistungsinstituten zu kontrollieren und die Ergebnisse in 
einem Prüfungsbericht festzuhalten. Im Zuge dessen haben 
die Abschlussprüfer die gesetzlichen Vorschriften der §§ 321-
322 HGB, die berufsständischen Vorgaben des IDW PS 400 
und 450 sowie die Prüfungsberichtsverordnung (PrüfbV) der 
BaFin zu beachten. Die Überwachung der Einhaltung die-
ser berufsspezifischen Vorgaben jedoch ihrerseits über den 
„doppelten Transmissionsriemen” des § 26 Abs. 1 S. 3 KWG 
und anschließend des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG der BaFin 
zu überlassen, erscheint gleich aus mehreren Gründen aus-
geschlossen.

1. Der Bestimmtheitsgrundsatz

Zunächst gilt auch für Blankett-Tatbestände der verfas-
sungsrechtliche Bestimmtheitsgrundsatz (Art. 103 Abs. 2 
GG). Denn auch wenn der Gesetzgeber sich zur Vereinfa-
chung einer solchen Verweisungstechnik bedient, muss der 
Normadressat selbstverständlich vorhersehen können, wel-
ches Verhalten verboten und mit Strafe oder Geldbuße be-
droht ist. Ob diese Vorhersehbarkeit (ausreichend) gegeben 
ist, hängt maßgeblich davon ab, ob es sich um eine „stati-
sche” oder eine „dynamische” Verweisung handelt. Während 
sich erstere auf ein Verweisungsobjekt in einer konkreten 
Fassung bezieht, nimmt die dynamische Verweisung Bezug 
auf die jeweils gültige Fassung der Ausfüllungsnorm. Dyna-
mische Verweisungen sind zwar nicht grundsätzlich unzuläs-
sig, unterliegen aber einem besonders strengen Prüfungs-
maßstab im Einzelfall. Das Bundesverfassungsgericht hält sie 

2	Gerhold, in: BeckOK OWiG, § 3 Rn. 17, 19; Gürtler, in: Göhler, OWiG, 		
	 Vor § 1 Rn. 17; Bülte, in: Bohnert, Ordnungswidrigkeitenrecht, § 1 Rn. 		
	 9 f.; Rogall, in: KK-OWiG, Vor § 1 Rn. 15; Heitmann, in: Müller-
	 Gugenberger, Wirtschaftsstrafrecht, 6. Aufl. 2015, § 3 Rn. 3.
3	Bock, in: Graf/Jäger/Wittig, Wirtschaft- und Steuerstrafrecht, 
	 2. Aufl., § 56 KWG Rn. 3.
4	Theile, in: Esser/Rübenstahl/Saliger/Tsambikakis, Wirtschafts-
	 strafrecht, 1. Aufl. 2017, § 56 KWG Rn. 1.
5	Gerhold, in: BeckOK OWiG, § 3 Rn 19; Rogall, in: KK-OWiG, § 3 
	 Rn. 16; Fischer, StGB, § 1 Rn 9 m.w.N.
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dann für zulässig, wenn der Gesetzgeber den Inhalt seiner 
Vorschriften trotz Verweisung selbst festlegt und nicht der 
Entscheidung Dritter unterwirft.6 Welcher der beiden For-
men ein Blankett-Tatbestand unterfällt, ist durch Auslegung 
zu ermitteln.7 In einer jüngeren Entscheidung hat das Bun-
desverfassungsgericht eine Verweisung innerhalb desselben 
Gesetzes ausdrücklich nicht als dynamische Verweisung ein-
geordnet, obwohl die Ausfüllungsnorm ihrerseits zusätzlich 
auf außergesetzliche Umstände verwies.8 Somit ist zu unter-
stellen, dass es sich vorliegend um eine (zulässige) statische 
Binnenverweisung handelt.

Deren Reichweite ist primär nach dem Wortlaut zu bestim-
men. Indem § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG ausdrücklich, aber 
auch ausschließlich auf § 26 Abs. 1 S. 1, 3 oder 4 sowie Abs. 
3 KWG verweist, unterliegen Wirtschaftsprüfer zunächst 
Pflichten nach dem KWG. Fraglich ist, ob darüber hinaus 
ein Durchgriff auf weitere Pflichten, etwa solche des Berufs-
rechts, möglich ist. Zwar kann der Gesetzgeber grundsätz-
lich auch auf andere Regelungen – und zwar auch auf solche 
eines anderen Normgebers – verweisen.9 Dies tut er mitunter 
in einer Weise, dass eine Blankettnorm auf eine Ausfüllungs-
norm verweist, die wiederum auf eine weitere Norm Bezug 
nimmt. Derartige mehrstufige Verweisungen mit „Kaskaden-
Charakter” sind häufig bei der Umsetzung von EU-Rechtsak-
ten zu beobachten und werden regelmäßig – und zutreffend 
– von der strafrechtlichen Literatur als Verstoß gegen den Be-
stimmtheitsgrundsatz kritisiert.10

Vorliegend fehlt es aber an einer solchen (Weiter-)Verwei-
sung, denn § 26 KWG lässt jeglichen Bezug zu anderen Nor-
men, etwa solchen des Berufsrechts, vermissen. Es bliebe so-
mit nur ein Verständnis, wonach in der Formulierung „nicht 
richtig” eine Verhaltenspflicht liegen soll, die pauschal – und 
stillschweigend (!) – auf sämtliche berufsrechtlichen Normen 
verweist. Damit würde nicht nur eine Vielzahl verschiedener 
Normgeber über die Voraussetzungen der Sanktion gemäß  
§ 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG bestimmen. Fasste man zudem 
noch die Anforderungen der von der BaFin erlassenen PrüfBV 
unter die Formulierung „nicht richtig”, würden im Ergebnis 
die Voraussetzungen der Sanktionierung sogar von der zu-
ständigen Aufsichtsbehörde bestimmt werden.

Schwerwiegender ist, dass bei einer solchen Auslegung der 
Normadressat nicht wissen oder vorhersehen, sondern nur 
vermuten könnte, was in die Formulierung „nicht richtig” von 
einer Verfolgungsbehörde hineingelesen werden wird. Dies 
wäre mit den Anforderungen des § 3 OWiG nicht vereinbar. 
Daher darf die Blankettnorm nicht als Transmissionsriemen 
für Vorstellungen der Verwaltung über eine geeignete oder 
gefällige Pflichtenwahrnehmung umgedeutet werden. Die 
Anforderungen des Art. 103 Abs. 2 GG an die Konkretisierun-
gen der Voraussetzungen einer Sanktionsnorm (Umgrenzung, 
inhaltliche Klarheit, Vorhersehbarkeit für den Rechtsanwen-
der, Verhältnismäßigkeit von Verhaltenspflicht zu Sanktions-
mittel)11 wären in diesem Fall nicht erfüllt. Damit eine dem 
Bestimmtheitsgrundsatz zuwiderlaufende Ausweitung des 
objektiven Tatbestands des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG verhin-
dert wird, muss bei der Auslegung der Tatbestandsmerkmale 
des „nicht”, „nicht vollständigen” oder „nicht rechtzeitigen” 
Einreichens der sachliche Bezug zum Verhaltensgebot des  
§ 26 Abs. 1 KWG beachtet werden. Folglich ist ein „nicht rich-
tiges”, „nicht vollständiges” oder „nicht rechtzeitiges” Einrei-

chen eines Prüfungsberichts zunächst dann eine ahndbare 
Handlung nach § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG, wenn dadurch 
zugleich ein „nicht unverzügliches” Einreichen gegeben ist, 
mithin ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 S. 3 KWG vorliegt. Eine 
andere Lesart käme der Etablierung einer universalen Sank-
tionsform gleich, die jeden wie auch immer gearteten Ver-
stoß gegen eine berufsständige Regelung erfassen würde.

Somit wäre die mitunter von den Aufsichtsbehörden prakti-
zierte (exzessive) Lesart, wonach § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG 
i.V.m. § 26 Abs. 1 S. 3 KWG zugleich sämtliche Verstöße gegen 
beliebige berufsrechtliche Gebote durch die Abschlussprü-
fer erfassen soll, mit dem Gebot der Rechtsklarheit nicht in 
Einklang zu bringen. Denn die Bezugsnorm (§ 26 Abs. 1 S. 
3 KWG) formuliert selbst keine inhaltlichen oder systema-
tischen Anforderungen an die Abschlussprüfung, sondern 
setzt sprachlich eine bereits beendete Prüfung sowie einen 
fertigen Prüfungsbericht voraus.

2. Gesetzgebungsgeschichte und Wille des 
(europäischen) Gesetzgebers

Die Analyse der Gesetzgebungsgeschichte kommt ebenfalls 
zu dem Ergebnis, dass der Bußgeldtatbestand nur die nicht 
unverzügliche Übersendung des Prüfungsberichts erfassen 
kann und soll.

Seine aktuelle Gestalt hat der Ordnungswidrigkeitentatbe-
stand des § 56 KWG v.a. durch das CRD IV-Umsetzungsge-
setz vom 28.08.201312 erhalten. Dieses diente der Umsetzung 
der Richtlinie 2013/36/EU über den Zugang zur Tätigkeit von 
Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstitu-
ten und Wertpapierfirmen und zur Anpassung des Aufsichts-
rechts an die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 über Aufsichts-
personen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen.

Der auch aktuell noch gültige Wortlaut des § 26 Abs. 1 S. 3 
KWG wurde aber bereits durch das 3. Änderungsgesetz zum 
KWG vom 20.12.198413 sowie das Gesetz zur Umsetzung von 
EG-Richtlinien zur Harmonisierung bank- und wertpapier-
aufsichtsrechtlicher Vorschriften vom 22.10.199714 formuliert.

a) Änderungen des § 56 Abs. 2 KWG

Die heutige Nr. 11 b) des § 56 Abs. 2 KWG war in der Fassung 
des Gesetzes zur Umsetzung von EG-Richtlinien zur Har-
monisierung bank- und wertpapieraufsichtsrechtlicher Vor-

6	 BVerfGE 78, 35 (35 f.); BVerfGE 141, 143 (176 f.) = NVwZ 2016, 
	 675 Rn. 75.
7	 OLG Köln NJW 1988, 657 (658).
8 	BVerfG, Beschluss vom 18.7.2019 – 1 BvL 1/18, 1 BvL 4/18, 1 BvR 
	 1595/18 = NVwZ 2019, 3054 (3057).
9	 vgl. BVerfGE 78, 32 (35 f.).
10	Schmitz, in: MüKo-StGB, 4. Aufl., 2020, § 1 Rn. 65 m.w.N.
11	 vgl. BVerfGE 75, 329 (342).
12	BGBl. I 2013, S. 3395 ff.
13	BGBl. I 1984 S. 1693.
14	BGBl I 1997, S. 2518.
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schriften vom 22.10.1997 noch in Abs. 5 Nr. 5 geregelt und 
hatte folgenden Wortlaut:

„Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
[…] entgegen § 26 Abs. 1 Satz 1, 3 oder 4 oder Abs. 3 einen 
Zwischenabschluss, einen Zwischenprüfungsbericht, einen 
Monatsausweis, einen Jahresabschluss, einen Lagebericht, 
einen Prüfungsbericht, einen Konzernabschluss oder einen 
Konzernlagebericht nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig einreicht.” (Hervorhebungen hinzu-
gefügt)

In der Vorgängerfassung vom 22.01.199615, gültig ab 31.12.1995 
bis zum 31.12.1997, lautete die Nr. 5 folgendermaßen:

„Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
der Pflicht zur Einreichung von Zwischenabschlüssen und 
Prüfungsberichten nach § 10 Abs. 7 Satz 5, von Monatsaus-
weisen nach § 25 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, 
oder Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung mit § 53b Abs. 3 Satz 1, 
von Jahresabschlüssen, des Prüfungsberichts, des Konzern-
abschlusses, des Konzernlageberichts oder des Prüfungsbe-
richts der Konzernabschlussprüfer nach § 26 Abs. 1 oder 3 
nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig nachkommt 
oder in einem Monatsausweis unrichtige Angaben macht.” 
(Hervorhebungen hinzugefügt)

Der entsprechende Entwurf des Gesetzes zur Umsetzung von 
EG-Richtlinien zur Harmonisierung bank- und wertpapier-
aufsichtsrechtlicher Vorschriften vom 22.10.199716 diente  
v.a. der Umsetzung der Richtlinie 93/22/EWG des Rates 
vom 10.05.1993, der Richtlinie 93/6/EWG des Rates vom 
15.03.1993 und der Richtlinie 95/26/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 29.06.1995 in deutsches 
Recht. Ausdrücklich finden sich in der Begründung keine Er-
klärungen für die Änderung bzw. für die Einfügung der Worte 
„nicht richtig”. Dies nicht ohne Grund: Denn der Gesetzgeber 
wollte in Bezug auf die Ausfüllungsnorm des § 26 KWG über 
die ausdrücklich behandelten Änderungen hinaus nichts än-
dern, wie er in demselben Entwurf explizit klargestellt hat: 
„Zu Nummer 41 (§ 26; Vorlage von Jahresabschluß, Lagebe-
richt und Prüfungsberichten) Die Einbeziehung der Finanz-
dienstleistungsinstitute in die Vorlagepflichten des § 26 ist 
eine notwendige Konsequenz aus ihrer Unterstellung unter 
die Aufsicht des BAKred. Die weiteren Änderungen in Absatz 
1 sind rechtsförmlich veranlasst; materiell ändern sich die 
in Abs. 1 geregelten Vorlagepflichten gegenüber dem bis-
herigen Rechtszustand nicht.” 17 Es handelt sich dabei also 
schlicht um redaktionelle Änderungen.

Hinzu kommt, dass die Formulierung „nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig einreicht” später 
durch das CRD-IV Umsetzungsgesetz vom 28.08.2013 flä-
chendeckend und inflationär für nahezu alle 29 Nummern 
des Abs. 5 übernommen wurde. Letztlich verhalten sich auch 
die umgesetzten Richtlinien ausschließlich zu dem Thema 
der Unverzüglichkeit und nicht zu der Frage, ob ein Prü-
fungsbericht „nicht richtig” eingereicht wird.

b) Änderungen des § 26 Abs. 1 KWG

§ 26 Abs. 1 S. 3 KWG wurde durch das 3. Änderungsgesetz 
zum KWG vom 20.12.198418 eingefügt und hatte den folgen-
den Wortlaut:

„Der Prüfer hat den Bericht über die Prüfung des Jahresab-
schlusses (Prüfungsbericht) unverzüglich nach Beendigung 
der Prüfung dem Bundesaufsichtsamt und der Deutschen 
Bundesbank einzureichen; bei Kreditinstituten, die einem 
genossenschaftlichen Prüfungsverband angehören oder 
durch die Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Giroverban-
des geprüft werden, ist der Prüfungsbericht nur auf Anforde-
rung einzureichen.”

Die direkte Einreichung der Prüfungsberichte durch die Wirt-
schaftsprüfer sollte ausschließlich den Informationsweg ab-
kürzen und die Möglichkeit von Fälschungen ausschließen.19 
Die entsprechende Gesetzesbegründung zum KWG lautet 
insoweit:20

„Nach dem geänderten [§ 26] Absatz 1 Satz 3 hat der Prüfer, 
und nicht wie bisher das Kreditinstitut, den Prüfungsbericht 
dem Bundesaufsichtsamt und der Deutschen Bundesbank 
einzureichen, und zwar unmittelbar und unverzüglich nach 
Beendigung der Prüfung. Die Prüfung ist beendet, sobald der 
unterschriebene Prüfungsbericht der Geschäftsleitung vor-
gelegt wird. Durch die Neuregelung soll der Informationsweg 
abgekürzt und die Möglichkeit von Fälschungen der Prü-
fungsberichte ausgeschlossen werden.”

§ 26 KWG hat damit ausschließlich die zeitnahe Information 
der Aufsichtsbehörden im Blick.21 Die Vorgängervorschrift, 
die auf der letzten Neufassung des KWG vom 10.07.1961 be-
ruht, hatte noch folgenden Wortlaut:

„§ 26 Bilanzvorlage
Die Kreditinstitute haben dem Bundesaufsichtsamt und der 
Deutschen Bundesbank die festgestellte Jahresbilanz nebst 
Gewinn- und Verlustrechnung (Jahresabschluss) und den 
Geschäftsbericht, soweit ein solcher erstattet wird, unverzüg-
lich einzureichen; der Jahresabschluss ist in einer Anlage zur 
Jahresbilanz zu erläutern. Sofern der Jahresabschluss nach  
§ 27 zu prüfen ist, muss er mit dem Prüfungsvermerk verse-
hen sein. Der Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 
(Prüfungsbericht) ist gleichfalls einzureichen; Kreditinstitute, 
die einem genossenschaftlichen Prüfungsverband angehö-
ren oder durch die Prüfungsstelle eines Sparkassen- und  
Giroverbandes geprüft werden, haben den Prüfungsbericht 
nur auf Anforderung einzureichen.”

§ 56 Abs. 1 Nr. 5 KWG als Vorgängervorschrift der Nr. 11 b) 
lautete zur selben Zeit:

„vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht zur Einreichung 
von Monatsausweisen nach § 25 sowie des Jahresabschlus-
ses und des Prüfungsberichts nach Paragraf 26 nicht, nicht 
rechtzeitig oder nicht vollständig nachkommt oder in einem 
Monatsausweis unrichtige Angaben macht”

15	 BGBl. I S. 64.
16	BT-Drs. 13/7142.
17	BT-Drs. 13/7142, S. 88.
18	BGBl. I 1984 S. 1693.
19	Becker, in: Reischauer/Kleinhaus, KWG-Kommentar, Erg.-Lfg. 5/11, 
	 § 26 Rn 8.
20	BT-Drs. 10/1441, S. 48.
21	Braun, in: Boos/Fischer/Mattler, § 26 Rn 55.
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Neben der grammatikalischen und der teleologischen be-
legt mithin auch die historische Auslegung, dass es bei der 
Bußgeldnorm des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG auch nach dem 
unmissverständlichen Willen des Gesetzgebers ausschließ-
lich um das in § 26 Abs. 1 S. 3 KWG bestimmte Verhalten 
geht, nämlich die unverzügliche Übersendung des Prüfungs-
berichts.

3. Zwischenergebnis

Die Anforderung der Verweisungsnorm des § 56 Abs. 2 Nr. 11 
b) KWG für die Merkmale „nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig” vermag die in der Ausfüllungsvor-
schrift des § 26 Abs. 1 S. 3 KWG konkret bezeichnete Ver-
haltenspflicht jedenfalls nicht dergestalt zu erweitern, dass 
sich ein völlig neuer Regelungsgehalt ergibt, der in der Aus-
füllungsnorm nicht angelegt ist und für den es auch keine 
Anhaltspunkte in den Gesetzesmaterialien gibt. Die Auswer-
tung der einschlägigen Gesetzesmaterialien ergibt, dass es 
sich bei der eingefügten Formulierung „nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig” schlicht um eine 
sprachliche Vereinheitlichung – ohne eigenständigen Rege-
lungsgehalt – handeln sollte. Es ist zwar allgemein anerkannt, 
dass das Charakteristikum des Blankett-Tatbestandes in der 
wechselseitigen Ergänzung von Sanktionsnorm und Ausfül-
lungsnorm liegt und erst die Zusammenschau beider Nor-
men die Vollvorschrift ergibt.22 Dies kann allerdings nur dann 
gelten, wenn der Bestimmtheitsgrundsatz eingehalten wurde 
und der Gesetzgeber bei der Schaffung der Vollvorschrift 
überhaupt einen entsprechenden Regelungswillen hatte.

4. Anforderungen der Anzeigenverordnung (AnzV)

Der Umstand, dass § 26 KWG seinerseits keine (Weiter-)Ver-
weisung auf andere Normen außerhalb des KWG enthält, er-
scheint schon deshalb problematisch, weil die von der Ba-
Fin erlassene Anzeigenverordnung (AnzV) u. a. auch auf die 
Einreichung von Prüfungsberichten anwendbar sein soll. So 
heißt es in § 1 Abs. 1 S. 1 AnzV:

„Die Anzeigen und die Unterlagen, die nach dem Kreditwe-
sengesetz zu erstatten oder vorzulegen sind und durch diese 
Verordnung näher bestimmt werden, sind vorbehaltlich ab-
weichender Bestimmungen in dieser Verordnung jeweils in 
einfacher Ausfertigung der Aufsichtsbehörde im Sinne des § 
1 Absatz 5 des Kreditwesengesetzes (Aufsichtsbehörde) und 
der für das Institut zuständigen Hauptverwaltung der Deut-
schen Bundesbank einzureichen.” (Hervorhebungen hinzu-
gefügt)

Speziell für die Vorlage von Unterlagen nach § 26 KWG (Jah-
resabschlüsse, Lage- und Prüfungsberichte) bestimmt § 13 
AnzV lediglich:

„Bei der Einreichung des festgestellten Jahresabschlusses 
ist der Tag der Feststellung anzugeben.” (Hervorhebungen 
hinzugefügt)

Grundsätzlich verpflichtet die AnzV die beaufsichtigten In-
stitute. Da § 13 AnzV nur eine Regelung für das Einreichen 
des Jahresabschlusses beinhaltet, nicht aber für das Ein-
reichen von Prüfungsberichten, richtet sich die Norm nicht 
an Abschlussprüfer. Anders ist dies bei § 1 Abs. 1 AnzV. So 
hat das OLG Frankfurt a. M. für einen Fall des verspäteten 

Einreichens eines Prüfungsberichts angenommen, dass sich 
sowohl die Pflicht aus § 26 Abs. 1 S. 3 KWG als auch dieje-
nige aus § 1 Abs. 1 AnzV unmittelbar an den Abschlussprü-
fer richten.23 Interessanterweise hat das Gericht dabei beide 
Normen nebeneinandergestellt, ohne auf deren Verhältnis 
zueinander einzugehen („Auch aus § 1 Abs. 1 AnzV folgt eine 
entsprechende Einreichungspflicht des Abschlussprüfers bei 
beiden Adressaten”). Insbesondere folgt aus dem Beschluss 
des OLG Frankfurt a. M. nicht, dass die Regelungen der AnzV 
zur Ausfüllung der unbestimmten Rechtsbegriffe in § 26 
KWG dienen sollen.

Nimmt man ein solches Normengefüge gleichwohl an, er-
gäben sich aus §§ 1 Abs. 1 AnzV lediglich sehr beschränkte 
Vorgaben in Hinblick darauf, wie der Wirtschaftsprüfer Jah-
resabschlüsse, Lage- und Prüfungsberichte „richtig” einzu-
reichen hat, nämlich in einfacher Ausfertigung. Damit hätte 
die zuständige Aufsichtsbehörde im Ergebnis dann doch in 
gewissem Umfang die Voraussetzungen der Sanktionierung 
selbst bestimmt (vgl. bereits unter IV. 1.). Im Hinblick auf 
den Bestimmtheitsgrundsatz bleiben zudem Bedenken da-
hingehend, dass der nach dem KWG Verpflichtete mangels 
ausdrücklicher Verweisung nicht erkennen kann, dass eine 
Verletzung dieser technischen Anforderungen ggf. über § 56 
Abs. 2 Nr. 11 b) KWG i.V.m. § 26 Abs. 1 KWG mit einer Geld-
buße geahndet werden könnte.

Selbst wenn man also annimmt, dass § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) 
KWG sich außer auf § 26 Abs. 1 KWG zusätzlich (und still-
schweigend) auf § 1 Abs. 1 AnzV bezieht, wäre damit die ab-
solute Grenze des Bußgeldtatbestands erreicht. Und dies 
auch nur deshalb, weil sich § 13 AnzV ausdrücklich auf die 
Einreichung i.S.v. § 26 KWG bezieht. Die BaFin hätte ggf. die 
Möglichkeit gehabt, in § 13 AnzV auch zusätzliche Anforde-
rungen an das Einreichen von Prüfungsberichten aufzuneh-
men oder auf andere Vorschriften zu verweisen, hat jedoch 
davon abgesehen. Auch auf diesem Wege gelingt somit keine 
Ausweitung des unbestimmten Rechtsbegriffs „nicht richtig” 
auf berufsrechtliche Vorschriften der Wirtschaftsprüfer.

5. Verletzung der Berichtspflicht (§ 332 Abs. 1 HGB)

Befasst man sich mit dem Regelungsgehalt des § 56 Abs. 2 
Nr. 11 b) KWG i.V.m. § 26 Abs. 1 S. 3 KWG, so rückt auch der 
Straftatbestand des § 332 Abs. 1 HGB in den Fokus. Dieser 
bedroht denjenigen Abschlussprüfer mit Strafe, der vorsätz-
lich über das Ergebnis der Prüfung eines Jahresabschlusses 
„unrichtig” berichtet. Der entscheidende Unterschied besteht 
jedoch im Regelungsgehalt der Normen: So wollte der Ge-
setzgeber mit der Einfügung der Begrifflichkeit „unrichtig” 
im Rahmen der Vorschrift des § 322 Abs. 1 HGB tatsächlich 
etwas regeln, wohingegen die Einfügung „nicht richtig” in die 
Vorschrift des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG nach dem bereits 
dargestellten ausdrücklichen Willen des Gesetzgebers an 
dem Regelungsgehalt der Vorschrift nichts ändern sollte und 
ausschließlich redaktionelle Gründe hatte („Die weiteren Än-
derungen in Absatz 1 sind rechtsförmlich veranlasst; mate-
riell ändern sich die in Abs. 1 geregelten Vorlagepflichten ge-

22	 Rogall, in: KK-OWiG, Vorbem. Rn. 15.
23	 OLG Frankfurt a. M. NStZ-RR 2020, 182.
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genüber dem bisherigen Rechtszustand nicht.”24). Vor diesem 
Hintergrund regelt diese Vorschrift auch weiterhin nur das 
„unrichtige Einreichen”, welches sich aus der Ausfüllungs-
norm des § 26 Abs. 1 S. 3 KWG ergibt. Die Einfügung „nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig” inner-
halb der Verweisungsnorm des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG 
diente ausschließlich der sprachlichen Vereinheitlichung in-
nerhalb der Vorschrift des § 56 KWG, die weder über § 56 
Abs. 2 Nr. 11 b) KWG noch über eine andere Variante die 
inhaltliche Richtigkeit von Prüfungsberichten erfasst.

§ 332 Abs. 1 HGB knüpft an die in § 321 Abs. 1 HGB normierte 
Pflicht des Abschlussprüfers an, über Art und Umfang sowie 
über das Ergebnis der Prüfung zu berichten. Der Wahrheits-
grundsatz erfordert, dass der Inhalt des Prüfungsberichts 
nach der Überzeugung des Abschlussprüfers den tatsäch-
lichen Gegebenheiten entspricht.25 Geschützt ist also nicht 
die objektive Wahrheit oder Richtigkeit des Inhalts. Vielmehr 
folgt der Straftatbestand des § 332 Abs. 1 HGB einem sub-
jektiven Wahrheitsbegriff.26 Der Abschlussbericht ist daher 
dann unrichtig im Sinne der Norm, wenn er von den Fest-
stellungen der Abschlussprüfung abweicht, wobei auf die 
subjektive Kenntnis des Täters abzustellen ist. Auf dieser 
Ebene ist (mindestens) dolus directus zweiten Grades erfor-
derlich. Wenn der Abschlussprüfer also beispielsweise seine 
tatsächlich getroffenen Feststellungen vorsätzlich bemäntelt 
oder eigentlich nachteilige Feststellungen bewusst nicht in 
den Bericht mit aufnimmt, berichtet er „unrichtig”. Anderer-
seits erfüllt der Abschlussprüfer dann nicht den Straftatbe-
stand, wenn er aus Nachlässigkeit Fehler bei der Abschluss-
prüfung macht und ein objektiv unrichtiges Ergebnis erstellt, 
über dieses hingegen aber aus seiner Sicht korrekt berichtet. 
Nur wenn der Inhalt des Prüfungsberichts und die getroffe-
nen Feststellungen bewusst voneinander abweichen, ist eine 
Strafbarkeit nach § 332 Abs. 1 HGB zu bejahen.

Der Bußgeldtatbestand des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG i.V.m.  
§ 26 Abs. 1 S. 3 KWG unterscheidet sich von dem Straftatbe-
stand des § 332 Abs. 1 HGB darüber hinaus auch hinsichtlich 
des geschützten Rechtsguts. So schützt § 332 Abs. 1 HGB das 
Vertrauen in die Richtigkeit und Vollständigkeit der Prüfung 
von Abschlüssen, Lageberichten und Zwischenabschlüssen 
durch ein unabhängiges Kontrollorgan27 und damit das Ver-
trauen in die Integrität der Prüfung selbst. Der Bußgeldtat-
bestand des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG i.V.m. § 26 Abs. 1 S. 3 
KWG schützt demgegenüber ausschließlich die Integrität des 
Prüfungsberichtes als fertiges Arbeitsprodukt. Das subjektiv 
geprägte Merkmal des „unrichtigen Berichtens” kann auch 
vor diesem Hintergrund nicht mit dem technisch geprägten 
Merkmal des „unrichtigen Einreichens” gleichgesetzt wer-
den. Im ersteren Fall (strafbewehrt durch § 332 Abs. 1 HGB) 
soll die Finanzaufsicht darauf vertrauen können, dass Ab-
schlussprüfer exakt das berichten, was sie im Rahmen ihrer 
Abschlussprüfung festgestellt haben. Hingegen betrifft der 
zweite Fall (bußgeldbewehrt durch § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG 
i.V.m. § 26 Abs. 1 S. 3 KWG) ausschließlich das Vertrauen da-
rauf, dass der Prüfungsbericht, der primär über das geprüfte 
Unternehmen bei der BaFin und Bundesbank einzureichen 
ist, nicht verfälscht wurde, nachdem er die Sphäre des be-
stellten Abschlussprüfers verlassen hat. Geschützt ist somit 
das Vertrauen in die Unverfälschtheit des Abschlussberichts. 
Weil es insoweit gerade nicht auf die im objektiven Tatbe-
stand des § 332 Abs. 1 HGB geforderte Divergenz zwischen 
den (subjektiven) getroffenen Feststellungen und dem (ob-

jektiven) Inhalt des Abschlussberichts ankommt, reicht für 
den Bußgeldtatbestand des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG i.V.m. 
§ 26 Abs. 1 S. 3 KWG im Gegensatz zu dem Straftatbestand 
des § 332 Abs. 1 HGB bedingter Vorsatz für das nicht richtige 
Einreichens aus.

V. Zusammenfassung und Ergebnis

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Wortlaut, Ge-
setzgebungsgeschichte und Zwecksetzung dafürsprechen, 
dass mit der Formulierung „nicht richtig” in der Verweisungs-
norm des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG fehlerbehaftete Prü-
fungshandlungen nicht erfasst sind. Die Vorschrift des § 56 
Abs. 2 Nr. 11 b) KWG i.V.m. § 26 Abs. 1 S. 3 KWG ist immer nur 
dann anwendbar, wenn auch ein Verstoß gegen die in Bezug 
genommene Verhaltensnorm (§ 26 Abs. 1 S. 3 KWG) vorliegt, 
die den Prüfer nun einmal unmissverständlich nur dazu an-
weist, den Prüfungsbericht unverzüglich nach Beendigung 
der Prüfung bei der BaFin und der Deutschen Bundesbank 
einzureichen. 

Erkennbar ist durch § 26 Abs. 1 S. 3 KWG also weder eine 
richtige noch eine vollständige Einreichung gefordert. Die 
Norm soll ausschließlich den direkten, abgekürzten Informa-
tionsweg an die BaFin und den Ausschluss von Fälschungs-
möglichkeiten sicherstellen.28 Der Formulierung „nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig” innerhalb der 
Sanktionsnorm des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG kommt für sich 
genommen und losgelöst von der Ausfüllungsnorm des § 26 
Abs. 1 S. 3 KWG keine unrechtsumschreibende und damit 
keine sanktionsbegründende Wirkung zu.

Aber auch aus § 26 Abs 1 S. 3 KWG ergeben sich keine in-
haltlichen Anforderungen an den Prüfungsbericht. Die für et-
waige inhaltliche Anforderungen maßgebliche Norm des § 29 
KWG ist in den Tatbestand des § 56 Abs. 2 KWG nicht auf-
genommen worden. Sie kann auch nicht mittelbar aus den 
Merkmalen „nicht richtig” oder „nicht vollständig” gem. § 56 
Abs. 2 Nr. 11 b) KWG abgeleitet werden. Dass der aus § 26 
Abs. 1 S. 3 KWG und § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG zusammenge-
setzte Bußgeldtatbestand insbesondere über die Formulie-
rung „nicht richtig” nicht sämtliche Verstöße gegen beliebige 
berufsrechtliche Gebote erfassen kann, ergibt sich bereits 
aus dem verfassungsrechtlich abgesicherten Bestimmtheits  
grundsatz des § 3 OWiG i.V.m. Art. 103 Abs. 2 GG. Denn ins-
besondere der Normadressat könnte nicht hinreichend vor-
hersehen, welches Verhalten verboten und mit Geldbuße be-
droht ist.

Soweit es die Abschlussprüfer betrifft, lässt sich einzig die 
Vorschriften der § 1 Abs. 1 AnzV ggf. zum Ausfüllen des unbe-
stimmten Rechtsbegriffs „nicht richtig” heranziehen. Abge-
sehen von der fraglichen Bestimmtheit einer solchen Rege-

24	 BT-Drs. 13/7142, S. 88.
25	 Schmidt/Deicke, Beck'scher Bilanz-Kommentar, 12. Auflage 2020, 
	 § 321 HGB Rn. 22.
26	 OLG Dresden BKR 2019, 411, 412; Gercke/Stierner, in: Park (Hrsg.), 
	 Kapitalmarktstrafrecht, 5. Aufl. 2019, § 332 HGB Rn. 24.
27	 Klinger, in: MüKo HGB, 4. Aufl. (2020), § 332 Rn. 1 mwN.
28	 vgl. BT-Drs. 10/1441, S. 48.
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lung, ergibt sich dadurch keine praxisrelevante Ausweitung 
des Bußgeldtatbestands. Ferner spräche gerade diese Auf-
fassung gegen eine noch weitergehende (stillschweigende) 
Ausweitung des § 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG.

§ 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG ist somit kein Einfallstor zur Prüfung 
des gesamten Berufsrecht der Abschlussprüfer. Durch den 
Verweis der Blankettvorschrift (§ 56 Abs. 2 Nr. 11 b) KWG) auf 
die Verhaltensnorm (§ 26 Abs. 1 S. 3 KWG) wird ausschließ-

lich zur Beurteilung der Frage berufen, ob der Abschluss-
prüfer den Prüfungsbericht unverzüglich nach Beendigung 
der Prüfung der BaFin und der Deutschen Bundesbank ein-
gereicht hat. Die Formulierung „nicht richtig” ist in der Weise 
zu verstehen, dass sie sich praktisch ausschließlich auf die 
Pflichten der Institute nach § 26 Abs. 1 S. 1 und 4 sowie Abs. 
3 (mit Ausnahme von S. 3) KWG bezieht. Entsprechend ein-
geschränkt ist die Ahndbarkeit.
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Rechtsanwältin Sarah Moritz, 
Wiesbaden

„ … das war doch klar …” 
Der Umgang mit dem Rück-
schaufehler in der Praxis

I. Einleitung 

„ … das war doch klar …” wird sich jeder schon einmal bei 
der  Bewertung eines vorausgegangenen Verhaltens gedacht 
haben. Aber war das Ergebnis des Verhaltens im Zeitpunkt 
der Entscheidung wirklich so „klar”, wie man im Nachhinein 
meint?

Diese in vielerlei Hinsicht für uns Juristen interessante Frage 
wird unter dem Begriff „Rückschaufehler” in der Psycholo-
gie untersucht. Der Rückschaufehler beschreibt die Tendenz, 
die Vorhersehbarkeit eines Ereignisses retrospektiv zu über-
schätzen.1 Systematisch wurde er erstmals 1975 von Barusch 
Fischhoff untersucht. Dieser definierte den Rückschaufehler 
wie folgt:2

„In der Rückschau überschätzen Menschen ständig, was vor-
hersehbar war. Nicht nur betrachten sie das, was geschehen 
ist, als unausweichlich sondern sie meinen auch, dass es, be-
vor es geschehen ist, als „einigermaßen unausweichlich” er-
schien. Menschen meinen, dass andere den Ausgang eines 
Ereignisses viel besser hätten vorhersehen müssen, als dies 
tatsächlich der Fall war. Sie erinnern sich sogar falsch an ihre 
eigenen Vorhersagen, so dass sie im Nachhinein übertreiben, 
was sie vorher gewusst haben.”

Der weit verbreitete und durch zahlreiche Studien erforschte 
Rückschaufehler hat sich als eines der robustesten Phäno-
mene der Gedächtnisforschung erwiesen.3 Wissenschaftli-
chen Studien zeigen, dass der Rückschaufehler in Fällen mit 
ambivalenten und unklaren Situationen dazu führt, dass die 
tatsächlichen Folgen der Entscheidung als wahrscheinlicher 
betrachtet werden, als sie es im Zeitpunkt der Entschei-
dung objektiv waren.4 Ferner stellen die Forscher fest, dass 
je schlimmer die Folgen einer Entscheidung waren, desto 
negativer wurde das Verhalten bewertet, das zu den Folgen 
führte.5

II.	Auswirkungen des Rückschaufehlers 
	 auf das Strafrecht

Der Rückschaufehler ist nicht nur ein allgemeines mensch-
liches Phänomen der Gedächtnisforschung, sondern weist 
auch eine erhebliche Relevanz in der juristischen Praxis 
auf. Dies vor allem deshalb, da die Protagonisten der Justiz 
auch „nur Menschen” und daher weder Richter und Staats-
anwälte noch Verteidiger immun gegen den Rückschaufeh-
ler sind.6 So beurteilen und entscheiden diese Protagonisten 
Rechtsfälle aufgrund des Rückschaufehlers durchaus nicht 
so perfekt rechtskonform, wie es unter objektiven Gesichts-
punkten erwartet wird.7 Wesentliche Entscheidungsprozesse 
in der richterlichen Urteilsfindung können durch allgemein-
menschliche kognitive Prozesse beeinflusst sein.8

Zu tragen kommt der Rückschaufehler insbesondere bei der 
Beurteilung der angemessenen Sorgfalt.9 In Ermittlungs- und 
Gerichtsverfahren ist häufig ein Sachverhalt ex post zu wür-
digen, dessen Folgen – in der Regel ein schädigendes Ereig-
nis – allen Beteiligten bekannt sind. Bei Fahrlässigkeitsdelik-
ten wird die Entscheidung mit vorhandenem ex post Wissen 
gefällt, obgleich sie auf der ex ante Perspektive basieren soll-
te.10 Dieses Dilemma führt dazu, dass das Eintreten eines Er-
eignisses, nachdem es tatsächlich eingetreten ist, als wahr-
scheinlicher angesehen wird, als es aus ex ante Perspektive 

1	 Mark Schweizer, Kognitive Täuschungen vor Gericht: 
	 eine empirische Studie, 2005, Rn. 619; Oswals, JuS 2021, 1116, 1118.
2	 Barusch Fischhoff, For Those Condemned to Study the Past: 
	 Heuristics and Biases in Hindsight, in: Kahneman/Slovic/Tversky 
	 (Hrsg.), 335-354, 341; Mark Schweizer, Kognitive Täuschungen vor 
	 Gericht: eine empirische Studie, 2005, Rn. 619; Steinbeck/Lachen-
	 maier, NJW 2014, 2086, 2089.
3	 Mark Schweizer, Kognitive Täuschungen vor Gericht: 
	 eine empirische Studie, 2005, Rn. 620.
4	 Mark Schweizer, Kognitive Täuschungen vor Gericht: 
	 eine empirische Studie, 2005, Rn. 625.
5	 Mark Schweizer, Kognitive Täuschungen vor Gericht: 
	 eine empirische Studie, 2005, Rn. 625.
6	 Steinbeck/Lachenmaier, NJW 2014, 2086, 2090.
7	 Risse, NJW 2018, 2848, 2851.
8	 Steinbeck/Lachenmaier, NJW 2014, 2086, 2088.
9	 Mohnert und Effer-Uhe, Der Rückschaufehler, 
	 RECHTS|EMPIRIE, 28.06.2019, DOI: 10.25527/re.2019.08.
10 Mohnert und Effer-Uhe, Der Rückschaufehler, 
	 RECHTS|EMPIRIE, 28.06.2019, DOI: 10.25527/re.2019.08.


